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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Die Benutzungsordnung der Rütli-Wiese war Gegenstand zweier Vorstösse, die auf
Ereignissen im Jahr 2011 fussen. Die Schweizerische Gemeinnützige Gesellschaft, die
die „Wiege der Eidgenossenschaft“ im Auftrag des Bundes verwaltet, verbietet
parteipolitische Anlässe. Aus diesem Grund hatte sie der CVP im Jahr 2011 die
Durchführung eines Treffens aller Kantonalparteien verwehrt. Die SVP hingegen setzte
sich mit einem Treffen ihres Zentralvorstandes über dieses Verbot hinweg und weigerte
sich anschliessend, eine von der SGG geforderte Entschuldigung abzugeben. Die beiden
aufgrund dieser Ereignisse eingereichten Vorstösse fordern nun eine Öffnung des Rütlis
für politische Parteianlässe. Das Postulat Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) wurde im
Berichtsjahr vom Nationalrat überwiesen, unterstützt vom Bundesrat, der die
Benutzungsordnung gegenwärtig ohnehin überprüfe. Die schärfer formulierte Motion
der SVP-Fraktion, die eine bundesrätliche Verfügung für eine generelle Erlaubnis
fordert, wurde im Berichtsjahr noch nicht behandelt. Der Bundesrat lehnte diese ab,
weil er gegenüber der SGG gar nicht weisungsberechtigt sei. Anfang August hielten rund
200 Personen aus rechtsextremen Kreisen eine unbewilligte Kundgebung auf dem Rütli
ab. 1

POSTULAT
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Das Rütli war in den letzten Jahren wiederholt in die Schlagzeilen geraten, weil die
rechtsextreme Szene sich die Wiese über dem Vierwaldstättersee als Treffpunkt für ihre
1.-August-Feiern ausgesucht hatte. Nach den Ausschreitungen von 2005, als rund 700
Neo-Nazis die Rede von Bundespräsident Samuel Schmid niederschrien, wurde die
offizielle 1.-August-Feier an der Wiege der Nation nur noch unter grossen
Sicherheitsvorkehrungen, massivem Polizeiaufgebot und mit Hilfe eines Ticketsystems
durchgeführt. Im Berichtjahr verzichtete die rechtsextreme Szene zum ersten Mal seit
17 Jahren auf eine 1.-August-Feier auf dem Rütli. Aber nicht nur rechtsextreme
Gruppierungen, sondern auch etablierte Parteien wollen das Rütli für eigene Anlässe
nutzen und drängen auf eine Öffnung der Wiese. Als Antwort auf ein 2012 überwiesenes
Postulat Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) – die schärfer formulierte Motion der SVP, die
2011 auf dem Rütli unerlaubterweise ein Parteitreffen abgehalten hatte, wurde im
Berichtjahr abgeschrieben – hatte sich der Bundesrat für politische Veranstaltungen
auf dem Rütli ausgesprochen. Damit stiess die Regierung bei der Schweizerischen
Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG), der Verwalterin der Rütli-Wiese, vorerst allerdings
auf taube Ohren. Die SGG untersagt in ihrer Benutzerordnung weiterhin die Nutzung
der Wiege der Eidgenossenschaft für politische Anlässe gänzlich und verweist dabei auf
die vor allem bei extremistischen Veranstaltungen gefährdete öffentliche Sicherheit.
Darüber hinaus müsse eine ideologische, partikulär-politische oder wirtschaftliche
Vereinnahmung des Rütlis verhindert werden. Die Wiese solle vor allem ein nicht-
politischer Begegnungsort sein – eine Forderung, die die SGG mit der Einladung des
Schweizerischen Fussballverbandes als Gast am 1. August 2013 noch zusätzlich
unterstrich. Seit mehreren Jahren veranstaltet die SGG den Nationalfeiertag zusammen
mit bedeutenden Schweizer Organisationen. Nach Gesprächen zwischen der
Bundeskanzlei, dem Bundesrat und der SGG versprach letztere allerdings, das Verbot zu
lockern und das Rütli künftig den Parteien zugänglich zu machen. Mit einem neuen
Pächter solle das Rütli zudem auch für private Anlässe attraktiver werden. Weiter plant
die SGG neben der Wiese einen Ausstellungsraum sowie einen Erlebnis- und Lernpfad
zur Schweizer Geschichte. Nach wie vor braucht es aber für Anlässe mit mehr als 50
Personen eine Bewilligung von der SGG. 2

ANDERES
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Seit die Schweizerische Gemeinnützige Gesellschaft (SGG) 2013 ihre strengen
Nutzungsbedingungen für die von ihr verwaltete Rütli-Wiese gelockert hat, sind
Parteien und andere Organisationen berechtigt, politische Veranstaltungen bei der
Wiege der Nation abzuhalten. Dies war bis anhin strikte untersagt gewesen. Allerdings
will die SGG nach wie vor verhindern, dass der bedeutende Standort für Propaganda-
Aktivitäten, partikuläre politische Ziele oder kommerzielle Zwecke missbraucht wird.
Besuchergruppen mit mehr als 50 Personen benötigen deshalb nach wie vor eine
Bewilligung durch die SGG, und Veranstaltungen zu Themen, über die in den folgenden

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2014
MARC BÜHLMANN
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drei Monaten abgestimmt wird, oder Parteiversammlungen in den sechs Monaten vor
eidgenössischen oder kantonalen Wahlen bleiben verboten. Ebenfalls untersagt bleiben
sollen Anlässe, die sich gegen bestimmte Gruppen richten, die gesellschaftlich-
kulturelle Vielfalt nicht akzeptieren oder thematisch polarisieren. Die SGG hatte das
vorher geltende Parteiverbot seit dem Zweiten Weltkrieg konsequent durchgesetzt. Für
Probleme hatte über längere Zeit die rechtsextreme Szene gesorgt, die das Rütli immer
wieder für Propaganda-Zwecke missbraucht hatte. Wirbel hatten im Mai 2011 zudem ein
unbewilligter Anlass der SVP auf dem Rütli sowie das kurz darauf erteilte Verbot an
verschiedene Innerschweizer CVP-Kantonalparteien verursacht, die Wiese für eine
Rede von Bundesrätin Doris Leuthard zur Verfügung zu stellen. Es waren just diese zwei
Parteien, die beim Bundesrat Druck für eine Öffnung des Rütlis für politische
Organisationen machten. Zwar wurde eine Motion der SVP in den Räten nicht
behandelt, ein Postulat Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) brachte die Regierung und die
SGG aber an einen gemeinsamen Tisch, worauf die Rütli-Verwalterin schliesslich
einlenkte. Glanzmann-Hunkeler zeigte sich froh ob dem neuen Reglement. Weniger
zufrieden war die SVP, die – wie in einer im März 2014 eingereichten Interpellation von
Peter Keller (svp, NW) angedeutet – befürchtete, zur auf der Wiege der Nation
unerwünschten Partei erklärt zu werden, da sie als Partei notwendigerweise
polarisierende Themen anpacke. Ob der Antwort des Bundesrates, er vertraue als
Oberaufsicht über die SGG, dass die Gesellschaft die Benutzerordnung mit dem
notwendigen Augenmass anwenden werde, zeigte sich der Interpellent nicht befriedigt.
Im November 2014 ärgerte sich alt-Bundesrat Christoph Blocher in der Sonntagspresse
über den durch die SGG verhängten „Maulkorb für Politiker“. 3

La conseillère nationale lucernoise Ida Glanzmann-Hunkeler (pdc, LU) a déposé le 21
mars 2019 un postulat demandant d'étudier la mise en place d'une plateforme
permettant un dialogue sur les valeurs essentielles de notre société. 
Selon la députée démocrate-chrétienne, cette plateforme aurait pour objectif de
sensibiliser la population, et en particulier la jeunesse, à ses droits et obligations
politiques ainsi que d'encourager les échanges entre différents groupes sociaux, dont
certains sont actuellement laissés sur le carreau. Le Conseil fédéral, par l'intermédiaire
de Karin Keller-Sutter, considère que ce dialogue est déjà rendu possible par différents
moyens: d'une part au cours du processus législatif, notamment à l'aide des outils de
démocratie directe telle que l'initiative populaire, d'autre part dans les médias, les
écoles, les partis ou encore les associations et forums de toutes natures. C'est
pourquoi il a recommandé lors des débats du 9 décembre 2020 le rejet du postulat. 
Le Conseil national a suivi l'avis du Conseil fédéral et a rejeté le postulat par 154 voix
contre 30 (1 abstention). 4

POSTULAT
DATUM: 09.12.2020
MATHIAS BUCHWALDER

1) Po. 11.3495: AB NR, 2012, S. 1214; Mo. 11.3542; NZZ, 31.5.12; NLZ, 16.7.12; NZZ, 6.8.12.
2) SO, 21.7.13; NZZ, 22.7.13; AZ, 24.7.13; NZZ, 28.7.13; NLZ und NZZ, 2.8.13; NZZ, 11.11.13; So-Bli, 15.12.13; URZ, 17.12.13; Po.
11.3495 und Mo. 11.3542; vgl. SPJ 2012, S. 18.
3) Benutzungsordnung Rütli 2014
4) BO CN 2020, p. 2427 s.
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